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Satzung Uber die Entwasserung der Grundstiicke, die Abwasserbeseitigung und den
Anschluss an die offentliche Abwasseranlage - Abwassersatzung
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Beschlussvorschlag einschl. Deckungsvorschlag, Alternative

Der Rat der Stadt Kaln stimmt der novellierten Satzung tber die Entwésserung der Grundstiicke,
die Abwasserbeseitigung und den Anschluss an die 6ffentliche Abwasseranlage — Abwassersat-
zung — in der zu diesem Beschluss paraphierten Fassung (Anlage 1) zu.
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Problemstellung des Beschlussvorschlages, Begrindung, ggf. Auswirkungen

Die Stadtentwasserungsbetriebe Koéln, Anstalt des 6ffentlichen Rechts (StEB) sind gemal 8§
3 Absatz 1 der StEB-Satzung berechtigt, Satzungen fur das ihnen tbertragene Aufgabenge-
biet der Abwasserbeseitigung zu erlassen. Die derzeit gultige Abwassersatzung vom 25.
September 2001 entspricht in ihren Regelungen im Wesentlichen noch der Abwassersatzung
der Stadt Kdln. Sie wurde lediglich auf die StEB umgeschrieben. Zwischenzeitlich sind durch
zwei Anderungen des Landeswassergesetzes NW (LWG NW) und die Novellierung des
Wasserhaushaltsgesetzes des Bundes eine Vielzahl von gesetzlichen Anderungen und auch
Veranderungen der gelbten Praxis eingetreten. Mit der Novellierung der Abwassersatzung
wird sie an die geltende Rechtslage angepasst.

Die wesentlichen Anderungen sind:

Zur deutlicheren Abgrenzung des 6ffentlichen Kanals von privaten Anlagen wird der An-
schlusskanal in Anschlussleitung umbenannt und nicht auf Anschltisse im 6ffentlichen Stra-
Benland begrenzt. Die Schnittstelle zwischen 6ffentlicher Abwasseranlage und privater Ab-
wasseranlage wird genauer definiert und die Kostenerstattungsmaglichkeit auf die Grundlei-
tung ausgeweitet. Es erfolgt eine Aktualisierung der zulassigen Einleitungen von Stoffmen-
gen und Verfahren der Untersuchungen sowie die Einfuhrung eines Grenzwertes fur Schwe-
felwasserstoff und somit erstmalig ein satzungsrechtlicher Ansatz bei Geruchsbelastigung.
Neue Regelungen fur Léschwasser und Fassadenreinigung werden hinzugefugt. Fur gefahr-
liche Stoffe ist erstmalig eine Liste als Anlage aufgenommen. Es gibt eine Harmonisierung
mit den Regelungen fur § 61a LWG NW und eine Beschrankung der Zulassungspflicht fur
Unternehmer nur noch fiir Arbeiten an der 6ffentlichen Abwasseranlage. Fur einige Arbeiten
wird die Zustimmungspflicht auf eine Meldepflicht reduziert. Die Anspruchsgrundlagen gegen
unzulassige Einleitungen durch Dritte wurden erganzt. Die naheren Einzelheiten aller Ande-
rungen sowie die jeweiligen Begrindungen ergeben sich aus der als Anlage 2 beigefligten
Synopse.

Diese Synopse enthélt in der linken Spalte die alte Satzung mit den markierten Passagen,
die entfallen. In der Mittelspalte befindet sich der Text der neuen Satzung. Die neu aufge-
nommen Formulierungen sind gekennzeichnet. In der rechten Spalte stehen die Erlauterun-
gen

Weitere Erlauterungen, Plane, Ubersichten siehe Anlage(n) Nr. 1-2



	Zur deutlicheren Abgrenzung des öffentlichen Kanals von privaten Anlagen wird der Anschlusskanal in Anschlussleitung umbenannt und nicht auf Anschlüsse im öffentlichen Straßenland begrenzt. Die Schnittstelle zwischen öffentlicher Abwasseranlage und privater Abwasseranlage wird genauer definiert und die Kostenerstattungsmöglichkeit auf die Grundleitung ausgeweitet. Es erfolgt eine Aktualisierung der zulässigen Einleitungen von Stoffmengen und Verfahren der Untersuchungen sowie die Einführung eines Grenzwertes für Schwefelwasserstoff und somit erstmalig ein satzungsrechtlicher Ansatz bei Geruchsbelästigung. Neue Regelungen für Löschwasser und Fassadenreinigung werden hinzugefügt. Für gefährliche Stoffe ist erstmalig eine Liste als Anlage aufgenommen. Es gibt eine Harmonisierung mit den Regelungen für § 61a LWG NW und eine Beschränkung der Zulassungspflicht für Unternehmer nur noch für Arbeiten an der öffentlichen Abwasseranlage. Für einige Arbeiten wird die Zustimmungspflicht auf eine Meldepflicht reduziert. Die Anspruchsgrundlagen gegen unzulässige Einleitungen durch Dritte wurden ergänzt. Die näheren Einzelheiten aller Änderungen sowie die jeweiligen Begründungen ergeben sich aus der als Anlage 2 beigefügten Synopse. 

